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Eingliederung der Gemeinde Langennaundorf 
in die Stadt Uebigau

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 17. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Eingliederung der Ge-
meinde

Langennaundorf
(Amt Falkenberg/Uebigau, Landkreis Elbe-Elster)

in die Stadt Uebigau
(Amt Falkenberg/Uebigau, Landkreis Elbe-Elster)

genehmigt.

Die Eingliederung wurde am 31. Dezember 1998 wirksam.

Eingliederung der Gemeinde Lieskau 
in die Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 21. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Eingliederung der Ge-
meinde

Lieskau
(Amt Kleine Elster (Niederlausitz), Landkreis Elbe-Elster)

in die Gemeinde Lichterfeld-Schacksdorf
(Amt Kleine Elster (Niederlausitz), Landkreis Elbe-Elster)

genehmigt.

Die Eingliederung wurde am 31. Dezember 1998 wirksam.

Eingliederung der Gemeinde Bliesendorf 
in die Stadt Werder (Havel)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 22. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Eingliederung der Ge-
meinde

Bliesendorf
(Amt Werder, Landkreis Potsdam-Mittelmark)

in die Stadt Werder (Havel)
(Landkreis Potsdam-Mittelmark)

genehmigt.

Die Eingliederung wurde am 31. Dezember 1998 wirksam.

Eingliederung der Gemeinde Woschkow 
in die Stadt Großräschen

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 18. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Eingliederung der Ge-
meinde

Woschkow
(Amt Großräschen, Landkreis Oberspreewald-Lausitz)

in die Stadt Großräschen
(Amt Großräschen, Landkreis Oberspreewald-Lausitz)

genehmigt.

Die Eingliederung wurde am 31. Dezember 1998 wirksam.
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Eingliederung der Gemeinde Löhme 
in die Gemeinde Seefeld

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 22. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Eingliederung der Ge-
meinde

Löhme
(Amt Werneuchen, Landkreis Barnim)

in die Gemeinde Seefeld
(Amt Werneuchen, Landkreis Barnim)

genehmigt.

Die Eingliederung wurde am 31. Dezember 1998 wirksam.

Bildung der neuen Gemeinde Wildberg

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 21. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Wildberg
aus den Gemeinden Wiepersdorf, Wildenau und Knippelsdorf

(alle Amt Schönewalde, Landkreis Elbe-Elster)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Wildberg wurde am 31. De-
zember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Wildberg lautet:

12 0 62 526

Bildung der neuen Gemeinde Heideeck

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 21. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Heideeck
aus den Gemeinden Ahlsdorf, Brandis und Stolzenhain

(alle Amt Schönewalde, Landkreis Elbe-Elster)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Heideeck wurde am 31. De-
zember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Heideeck lautet:

12 0 62 218

Bildung der neuen Gemeinde Themesgrund

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 21. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Themesgrund
aus den Gemeinden Bernsdorf, Dubro, Grassau und Jeßnigk

(alle Amt Schönewalde, Landkreis Elbe-Elster)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Themesgrund wurde am 
31. Dezember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Themesgrund lau-
tet:

12 0 62 486
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Bildung der neuen Gemeinde Welsebruch

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 18. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Welsebruch
aus den Gemeinden Passow, Briest und Jamikow

(alle Amt Oder-Welse, Landkreis Uckermark)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Welsebruch wurde am 
31. Dezember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Welsebruch lautet:

12 0 73 603

Bildung der neuen Gemeinde Pinnow-Heideland

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 22. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Pinnow-Heideland
aus den Gemeinden Lübbinchen, Pinnow, Reicherskreuz 

und Staakow
(alle Amt Schenkendöbern, Landkreis Spree-Neiße)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Pinnow-Heideland wurde
am 31. Dezember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Pinnow-Heideland
lautet:

12 0 71 310

Bildung der neuen Gemeinde Lutzketal

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Vom 23. Dezember 1998

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg vom 15. Ok-
tober 1993 (GVBl. I S. 398), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. April 1998 (GVBl. I S. 62), die Bildung der neuen

Gemeinde Lutzketal
aus den Gemeinden Grano, Groß Drewitz, Krayne, Lauschütz,

Schenkendöbern und Sembten
(alle Amt Schenkendöbern, Landkreis Spree-Neiße)

genehmigt.

Die Bildung der neuen Gemeinde Lutzketal wurde am 31. De-
zember 1998 wirksam.

Die Schlüsselnummer der neuen Gemeinde Lutzketal lautet:

12 0 71 282

Entgelte für tätige Mithilfe der Forstbehörden 
bei der Bewirtschaftung des Privat- und
Körperschaftswaldes (Entgeltordnung)

Runderlaß des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

Vom 21. Dezember 1998

Auf Grund der §§ 32 Abs. 2 und 33 Abs. 3 des Waldgesetzes
des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 17. Juni 1991 (GVBl.
S. 213) wird im Einvernehmen mit  der Ministerin der Finan-
zen folgende Entgeltordnung erlassen:

1. Arten der tätigen Mithilfe

Zur tätigen Mithilfe der Forstbehörden bei der Bewirt-
schaftung des Privat- und Körperschaftswaldes zählen:

- die forsttechnische Betriebsleitung,
- der forstliche Betriebsvollzug,
- Einzelleistungen.

2. Inhalte der tätigen Mithilfe

2.1 Die forsttechnische Betriebsleitung umfaßt die Pla-
nung und Überwachung des Betriebsvollzuges. Im ein-
zelnen zählen dazu folgende Aufgaben:

- Aufstellung des jährlichen Wirtschaftsplanes,
- Kontrolle der Durchführung der Betriebsarbeiten,
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- Mitwirkung bei der Erstellung des Betriebswerkes1.

Auch wenn diese Tätigkeiten von der Forstbehörde
übernommen werden, bleibt die Gesamtverantwortung
für die Betriebsleitung - sowohl für die kaufmännische
als auch für die technische - allein beim Waldbesitzer.

Nicht zur forsttechnischen Betriebsleitung im Sinne
der Nummer 1 zählen:

- Holzverkaufshilfe,
- Waldarbeiterlohnberechnung.

2.2 Der forstliche Betriebsvollzug umfaßt alle Aufgaben,
die zur  Durchführung der von der Betriebsleitung ge-
planten Wirtschaftsmaßnahmen wahrzunehmen sind.
Bei der Übernahme des Betriebsvollzuges durch die
Forstbehörde trägt der Waldbesitzer die mit der Durch-
führung der Betriebsarbeiten verbundenen Kosten
(Lohn- und Sachkosten).

Zum forstlichen Betriebsvollzug zählen insbesondere
folgende Aufgaben:

- Mitwirkung bei der Aufstellung des jährlichen
Wirtschaftsplanes durch Erarbeitung von Wirt-
schaftsplanvorschlägen,

- Vorbereitung von Pflanzen- und Materialbestellun-
gen,

- Planung und Leitung von
- Kulturbegründungen,
- Kulturpflegearbeiten,
- Bestandspflegearbeiten einschl. des Auszeich-

nens von Waldbeständen, auch ohne verwert-
baren Holzanfall und der Schlagaufsicht,

- Holzerntemaßnahmen einschl. Holzaufnahme
(Holzerntehilfe),

- Waldschutzmaßnahmen,
- Wege- und Wasserbauarbeiten,
- Forstsamenernten

sowie
- andere Aufgaben des Betriebsvollzuges, z. B.

Nebennutzungen,
- Anfertigung der Holzaufnahmebücher und Holz-

verkaufslisten
und

- Mitwirkung bei der Ausbildung von Forstwirten.

Nicht zum forstlichen Betriebsvollzug im Sinne der
Nummer 1 zählen:

- Jagdausübung,
- Jagdschutz im Sinne der Jagdgesetze,
- Holzverkaufshilfe,
- Wahrnehmung von Verkehrssicherungspflichten

des Waldbesitzers,

1 Der Begriff ist im Anhang „Begriffserläuterungen” erklärt.

- Forstschutz2.

2.3 Einzelleistungen bestehen in der Erledigung

2.3.1 von Teilaufgaben der forsttechnischen Betriebsleitung
bzw. des Betriebsvollzuges oder

2.3.2 von Aufgaben, die über den Rahmen der forsttechni-
schen Betriebsleitung bzw. des Betriebsvollzuges hin-
ausgehen.

3. Übernahme der Aufgaben

3.1 Eine Übernahme der forsttechnischen Betriebsleitung
und des Betriebsvollzuges erfolgt mit Abschluß eines
schriftlichen Vertrages nach Maßgabe der verbindli-
chen Musterverträge gemäß Anlage 1. Bei Forstbetrie-
ben mit einer Flächengröße von mehr als 30 ha besteht
die Mindestaufgabe nach vorgenanntem Vertrag in der
vollen Übernahme der forsttechnischen Betriebslei-
tung.

Einzelleistungen gemäß Nummer 2.3 können zusätz-
lich in dem Vertrag zu den entsprechenden Entgelten
vereinbart werden.

3.2 Verträge für die Betriebsleitung und den Betriebsvoll-
zug sind von den unteren Forstbehörden auf unbe-
stimmte Zeit abzuschließen. Eine Kündigung während
der ersten fünf Jahre ist nur aus wichtigen Gründen
zulässig. Ein wichtiger Grund ist insbesondere dann
gegeben, wenn die zu zahlenden Entgelte um mehr als
8 % jährlich angehoben werden oder mit einer Neufas-
sung der Entgeltordnung inhaltliche Verschlechterun-
gen des bisherigen Leistungsangebotes verbunden
sind. Ebenso liegt ein wichtiger Grund dann vor, wenn
der Waldbesitzer beabsichtigt, eigenes Forstpersonal
einzustellen.  Mit Ablauf von fünf Jahren kann jede der
Vertragsparteien den Vertrag mit einjähriger Frist zum
Ende eines Kalenderjahres kündigen.

3.3.1 Bei einer Neufassung der Entgeltordnung, die über
eine Anpassung der Entgelte hinaus auch Veränderun-
gen des Leistungsangebotes beinhaltet, erfolgt die An-
passung der laufenden Verträge durch umgehenden
Abschluß eines Nachtragsvertrages. Eine inhaltliche
Verschlechterung des Leistungsangebotes eröffnet die
Möglichkeit zur Kündigung des laufenden Vertrages.
Wirksam wird der Nachtragsvertrag mit dem Inkraft-
treten der Neufassung der Entgeltordnung; die Min-
destlaufzeit des Vertrages bleibt davon unberührt.

3.3.2 Ändert sich die dem Vertrag zugrunde liegende Fläche
um mehr als 10 %, ist das Entgelt mit Wirkung vom 
1. Januar des folgenden Jahres neu zu vereinbaren. Än-

2 Forstschutz im Sinne von § 44 LWaldG umfaßt die Aufgabe, Gefahren, die
dem Wald durch Dritte drohen, abzuwehren. Diese Aufgabe obliegt nach
LWaldG den Forstschutzbeauftragten als Gesetzesauftrag. Dies sind die Be-
diensteten der Forstbehörden und der Waldbesitzer oder von ihnen beauf-
tragte befähigte Personen.
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dert sich die dem Vertrag zugrunde liegende Fläche um
mehr als 100 ha oder werden im Zuge der Neufassung
der Entgeltordnung lediglich die zu zahlenden Entgelte
neu festgesetzt, ist das nunmehr zu zahlende Entgelt
unverzüglich mit Wirkung des nächstfolgenden Viertel-
jahres nach Maßgabe eines Änderungsvertrages gemäß
Anlage 2 bzw. 3 neu zu vereinbaren.

Grundlage für die Vereinbarung des Entgelts aufgrund
von Flächenzugängen ist die veränderte Flurstücksliste
als Bestandteil des abgeschlossenen Vertrages.

Die Mindestlaufzeit bleibt vom Abschluß von Ände-
rungsverträgen unberührt.

3.4 Bei Einzelleistungen ist eine schriftliche Vereinbarung
gemäß Anlage 4 zwischen Waldbesitzer und Forst-
behörde abzuschließen. Diese Vereinbarungen dürfen
nur für die Laufzeit der Entgeltfestsetzung abgeschlos-
sen werden (siehe Nummer 5.1).

3.5 Die oberste Forstbehörde kann in begründeten Einzel-
fällen Abweichungen von den Vertragstexten zulassen.

4. Abrechnungsverfahren

4.1 Die Entgelte für die forsttechnische Betriebsleitung
und für den Betriebsvollzug aufgrund eines Vertrages
über tätige Mithilfe sind durch Annahmeanordnung für
laufende Einnahmen von den unteren Forstbehörden
einzuziehen. 

4.2 Zur Abrechnung der Entgelte gilt:

4.2.1 Ausgeführte Einzelleistungen sind unter Verwendung
des Vordrucksatzes ETM 1 - Leistungsnachweis über
tätige Mithilfe - nachzuweisen (siehe Anlage 5).

Die anerkannte Leistung muß durch die Unterschriften
des Forstbediensteten und des Waldbesitzers bestätigt
werden.

Der Teil 1 des Vordrucks ist bei tätiger Mithilfe durch
den Revierförster von diesem monatlich dem zuständi-
gen Dezernat des Amtes für Forstwirtschaft (AfF) vor-
zulegen. Davon abweichend ist der vorgenannte Vor-
druck  unmittelbar nach Erbringung der Leistung vor-
zulegen, wenn es sich erkennbar um einmalige Maß-
nahmen handelt.

Der Teil 2 ist zur unverzüglichen Benachrichtigung des
Waldbesitzers bestimmt. Die Benachrichtigung erfolgt
durch den ausstellenden Forstbediensteten.

Der Teil 3 verbleibt beim Revierförster und ist ein Jahr
lang aufzubewahren.

Bei Einzelleistungen anderer Dienstkräfte ist entspre-
chend zu verfahren.

4.2.2 Die Leistungsdaten zur Abrechnung des Entgeltes für
die Holzernte- und Holzverkaufshilfe sind den Bu-
chungsunterlagen der Ämter für Forstwirtschaft zu
entnehmen.

4.2.3 Die unteren Forstbehörden stellen dem Waldbesitzer
für erbrachte Einzelleistungen die Entgelte in Rech-
nung (siehe Anlage 6).

Diese sind zum 1. des folgenden Vierteljahres für die
im vorangegangenen  Vierteljahr erbrachten Leistun-
gen zu erheben. Davon abweichend werden Einzellei-
stungen unmittelbar nach Erbringung in Rechnung ge-
stellt, wenn es sich erkennbar um einmalige Maßnah-
men handelt. 

Eine Rechnung wird erst ab einem Betrag von 10,00
DM erstellt (Bagatellgrenze).

Teil 1 dient als Annahmeanordnung;
Teil 2 ist dem Waldbesitzer unverzüglich als Rech-

nung zuzuleiten;
Teil 3 verbleibt bei der unteren Forstbehörde und ist

zehn Jahre lang aufzubewahren.

4.3 Entgelte sind bei Kapitel 10 262, Titel 111 10 „Ge-
bühren und tarifliche Entgelte“ zu vereinnahmen.

5. Entgelte

5.1 Zur Berechnung der Entgelte für tätige Mithilfe gelten
die unter Nummern 5.2 bis 5.5 aufgeführten Sätze.

Die Berechnung der Entgelte erfolgt als Anlage an den
Vertrag über tätige Mithilfe im Privat- und Körper-
schaftswald (Anlage 7 bzw. 8).

5.2 Forsttechnische Betriebsleitung

Forsttechnische Betriebsleitung im Privat- und Körper-
schaftswald:

je Jahr 11,30 DM/ha für die ersten 100 ha Forstbe-
triebsfläche und 

17,80 DM/ha für jeden weiteren Hektar Forst-
betriebsfläche.

Für Betriebe, die am BML-Testbetriebsnetz3 teilneh-
men, sind darin die Abrechnungsleistungen enthalten,
die der Herleitung der Kennziffern des Testbetriebsnet-
zes dienen.

5.3 Betriebsvollzug

Betriebsvollzug im Privat- und Körperschaftswald je
Jahr:

Betrag: 27,80  DM/ha Forstbetriebsfläche

3 Der Begriff ist im Anhang „Begriffserläuterungen” erklärt.
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5.5.3.1 Für Holzerntehilfe bestehend aus:

• Auszeichnen,

• Aushalten, DM je Festmeter 5,00 DM

• Aufmessen, buchmäßiger Holzaufnahme bzw.

• Holzerntekostenberechnung DM je Raummeter 1,00 DM

5.4 Anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse
zahlen für die forsttechnische Betriebsleitung und für
den Betriebsvollzug:

für Mitglieder mit einem Gesamtwaldbesitz (Forstbe-
triebsfläche)

bis 1 10 ha   je Jahr 12,10 DM/ha
über 110 bis 150 ha   je Jahr 12,65 DM/ha
über 150 bis 100 ha   je Jahr 14,80 DM/ha
über 100 bis 150 ha   je Jahr 18,50 DM/ha
über 150 bis 200 ha   je Jahr 13,50 DM/ha
über 200 bis 500 ha   je Jahr 19,75 DM/ha
über 500 bis 800 ha   je Jahr 27,50 DM/ha
über 800 ha 800 ha    je Jahr 34,40 DM/ha

Bei der Ermittlung der Entgelte für Forstbetriebsge-
meinschaften sind die Flächen der einzelnen Mitglieder
zugrunde zu legen.

Die Fläche von Eigentumszusammenschlüssen sowie
Flächen, die sich im Gesamthandseigentum befinden,
gelten hinsichtlich der Entgeltordnung als Fläche eines
Waldbesitzers.

Bei der Ermittlung der Entgelte für forstwirtschaftliche
Zusammenschlüsse, deren Mitglieder ideelle Anteile
besitzen, sind die Anteile in Flächen umzurechnen.

5.5 Einzelleistungen

5.5.1 Eine Berechnung von Einzelleistungen für die Inan-
spruchnahme von Bediensteten der Landesforstverwal-
tung, die nicht als entgeltpflichtige Tatbestände dieser
Entgeltordnung ausgewiesen sind, erfolgt nach den Ko-
stensätzen (in der Regel nach Stundensätzen) der Ver-
waltungsgebührenordnung des Ministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in der jeweils
geltenden Fassung.

5.5.2 Für maschinelle Holzbuchführung (Personal- und
Sachkosten)

DM je begonnene halbe Stunde 25,00 DM

5.5.3 Für nachfolgende Einzelleistungsgruppen gelten nach-
stehende Entgeltsätze:



5.5.3.2 Für Holzverkaufshilfe bei:

a Rahmenvereinbarungen 
(Abschluß und Beteiligung; ggf. Holzvorzeigung, DM je Festmeter 3,00 DM
Ausfertigung des Kaufvertrages und der Rechnung) und bzw.
Freihandverkauf (Käufervermittlung, ggf. Holzvorzeigung, DM je Raummeter 0,60 DM
Ausfertigung des Kaufvertrages und der Rechnung)

b Meistgebotsverkäufen
(Ankündigung und Organisation des Verkaufstermins einschl. 
der Erstellung  und Versendung der Losverzeichnisse, ggf. 
kostenlose Gestellung eines zentralen Lagerplatzes und 
Holzvorzeigung; Durchführung des Verkaufstermins; DM je Festmeter 10,00 DM
Terminniederschrift; ggf. Ausfertigung der Rechnung) 
Voraussetzung ist der Abschluß einer schriftlichen 
Vereinbarung des Waldbesitzers gemäß Anlage 9
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Die Holzverkaufshilfe erfolgt unter Beachtung der All-
gemeinen Verkaufs- und Zahlungsbedingungen des
Landes Brandenburg (AVZB).

Die Durchführung des Vertrages erfolgt durch den
Waldbesitzer. Die Tätigkeit des Amtes für Forstwirt-
schaft bezieht sich auf eine vermittelnde Funktion.

5.5.3.3 Auszeichnen von Waldbeständen ohne verwertbaren
Holzanfall bzw. ohne weitere Holzerntehilfe (insbe-
sondere Vorbereitung eines Selbstwerbereinsatzes)

Maßnahmen in bis zu 40jährigen 
Beständen 65,00 DM/ha
Maßnahmen in über 40jährigen 
Beständen 40,00 DM/ha

5.5.3.4 Für Waldarbeiterlohnberechnung nach MTW-O/
LTW-O bestehend aus:

Bruttolohnberechnung und/oder 
Nettolohnberechnung
je Waldarbeiter und Monat 25,00 DM

5.5.4 Das Entgelt für die Einzelleistungen der Num-
mern 5.5.1 bis 5.5.3.4 vermindert sich bei Privatforst-
betrieben mit einer Forstbetriebsfläche von weniger als
50 ha und bei anerkannten forstwirtschaftlichen Zu-
sammenschlüssen um 15 %.

6. Laufzeit der Entgeltordnung

Unter Berücksichtigung der Personalkostenentwick-
lung werden die Entgelte zum 01.01.2000 und von die-
sem Zeitpunkt ab jeweils nach Ablauf von drei Jahren
überprüft und neu festgesetzt.

7. Schlußbestimmungen

Dieser Erlaß tritt mit Wirkung vom  1. Januar 1999 in
Kraft.

Gleichzeitig tritt der Runderlaß des Ministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über Entgelte
für tätige Mithilfe der Forstbehörden bei der Bewirt-
schaftung des Privat- und Körperschaftswaldes vom
20. Dezember 1995 (ABl. 1996 S. 46) außer Kraft.



Anhang „Begriffserläuterungen“

Betriebswerk:

Das Betriebswerk gibt in knapper, übersichtlicher Form ein hinreichend genaues Bild von dem zur Zeit
der Aufnahme bestehenden Waldzustand und von den in den nächsten zehn Jahren notwendigen Bewirt-
schaftungsmaßnahmen unter Berücksichtigung der ausgewiesenen Waldfunktionen und von weiteren Er-
gebnissen der forstlichen Rahmenplanung. Der darin ausgewiesene Hiebs- bzw. Nutzungssatz gilt für
zehn Jahre und entspricht der vollen nachhaltigen Leistungsfähigkeit des betreffenden Betriebes.

Gleichbedeutend ist der Begriff „Betriebsgutachten“ (gemäß § 34b Abs. 4 Einkommensteuergesetz und 
§ 68 Abs. 3 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung), wobei dieser in der Regel bei kleineren Be-
trieben im Sinne eines vereinfachten Betriebswerkes verwendet wird.

Wirtschaftsplan:

Der Wirtschaftsplan ist der jährlich aufzustellende Plan zur Erfüllung des Betriebswerkes.

Forstbetriebsfläche:

Die Forstbetriebsfläche umfaßt alle Flächen des Betriebes,  die der forstlichen Produktion dienen oder
keine eigenwirtschaftliche Bedeutung haben (z. B. Hof- und Gebäudeflächen).

Sie wird unterteilt in Holzbodenfläche und Nichtholzbodenfläche. Die in einen Vertrag über tätige Mit-
hilfe sinnvoll aufzunehmende Fläche wird zwischen Waldbesitzer und Amt für Forstwirtschaft vereinbart
und beschränkt sich regelmäßig auf solche Flächen, auf denen üblicherweise forstwirtschaftliche Maß-
nahmen durchzuführen sind.

Testbetriebsnetz:

Im Testbetriebsnetz des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird eine bun-
desweit einheitliche Erfassung ausgewählter betriebsspezifischer Daten durchgeführt. Es ermöglicht
damit einen länderübergreifenden Betriebsvergleich von Forstbetrieben unterschiedlicher Größenordnun-
gen und Eigentumsarten. Die kontinuierliche Analyse der Ergebnisse der Testbetriebe vermittelt einen
Einblick in die sozioökonomische Entwicklung forstwirtschaftlicher Betriebe in Deutschland.
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Unterkunft und Verpflegung der Beamten 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

des Landes Brandenburg an den 
Ausbildungseinrichtungen des Landes Brandenburg

gegen ein angemessenes Entgelt
- Sachbezugswert für Auszubildende nach der 

Sachbezugsverordnung für das Jahr 1999 -

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
15.3-0734-52

Vom 18. Januar 1999

Der Wert der als Sachbezug für Auszubildende zur Verfügung
gestellten Unterkunft und Verpflegung beträgt nach der Sach-
bezugsverordnung für das Jahr 1999 (siehe BGBl. 1998 I 
S. 3822) für

a) Gemeinschaftsunterkunft

- im Einzelzimmer 171,50 DM pro Monat
- im Doppelzimmer 73,50 DM pro Monat
- im Dreibettzimmer 49,00 DM pro Monat
- im Vierbettzimmer und mehr 24,50 DM pro Monat

b) Verpflegung

- volle Tagesverpflegung 12,03 DM pro Tag
- für Frühstück 2,63 DM pro Tag
- für Mittag- oder Abendessen je 4,70 DM pro Tag

Es wird gebeten, die vorstehenden Änderungen in Nummer 2
des Rundschreibens vom 27. November 1996 (ABl. 
S. 1158) und in der diesem Rundschreiben beigefügten Muster-
Vereinbarung (ABl. S. 1160, 1161) zu vermerken.

Das Schreiben vom 15. Dezember 1997 (ABl. 1998 S. 2) 
- Sachbezugswerte für das Jahr 1998 - gilt im übrigen nur noch
für Anwendungsfälle des Jahres 1998 und wird mit Ablauf des
31. Dezember 1999 aufgehoben.

Bundesreisekostengesetz - BRKG -
- Einbehaltung des maßgebenden Sachbezugswerts 
nach der Sachbezugsverordnung für das Jahr 1999

gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 BRKG -

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
15.3-2703-11

Vom 18. Januar 1999

Gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 BRKG ist bei unentgeltlicher Bereit-
stellung von Verpflegung mindestens für jede Mahlzeit ein Be-
trag in Höhe des maßgebenden Sachbezugswerts nach der
Sachbezugsverordnung vom zustehenden Tagegeld (§ 9
BRKG) einzubehalten. Die maßgebenden Sachbezugswerte
nach der Sachbezugsverordnung betragen für das Jahr 1999 für

a) ein Frühstück für

- alle Beschäftigten (einschl. Jugendliche
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
und für Auszubildende sowie für Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst) 2,63 DM

b) ein Mittag- oder Abendessen für

- alle Beschäftigten (einschl. Jugendliche
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
und für Auszubildende sowie für Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst) je 4,70 DM

Es wird gebeten, diese Änderungen bei der Anwendung des 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 BRKG für Anwendungsfälle des Jahres 1999
zu beachten und in Tz. 4.2 und 4.3 des Rundschreibens vom 
17. März 1997 (ABl. S. 250) zu vermerken.

Änderung der Richtlinie über die Gewährung von
Darlehen im Rahmen des Programms zur

Liquiditätssicherung für kleine und mittlere Betriebe
im Land Brandenburg

(Liquiditätssicherungsprogramm - LISI -)

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft,
Mittelstand und Technologie

Vom 19. Januar 1999

Die Richtlinie über die Gewährung von Darlehen im Rahmen
des Programms zur Liquiditätssicherung für kleine und mittle-
re Betriebe im Land Brandenburg (Liquiditätssicherungspro-
gramm - LISI -) vom 28. Juli 1994 in der Fassung vom 
19. April 1996 (ABl. S. 630) wird wie folgt geändert:

In Nummer 8 wird das Datum des Außerkrafttretens „31. De-
zember 1998” gestrichen und durch das Datum „31. Dezember
2000” ersetzt.
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